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Das Amtsblatt für den Landkreis Oberspreewald-Lausitz kann beim Landkreis Ober-
spreewald-Lausitz, Geschäftsstelle des Kreistages, Dubinaweg 01, 01968 Senften-
berg, gegen Berechnung der anfallenden Versand- und Portokosten bezogen wer-
den. Der Bezug des Amtsblattes kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft gekündigt 
werden.  
 
Überdies kann das jeweilige Amtsblatt bis spätestens vier Wochen ab dem jeweiligen 
Ausgabetermin während der üblichen Bürozeiten in der Kreisverwaltung, Dubinaweg 
01, 01968 Senftenberg, bzw. in der Außenstelle der Kreisverwaltung, Joachim-
Gottschalk-Straße 36, 03205 Calau, gegen Selbstabholung kostenlos bezogen wer-
den. 
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Öffentliche Sitzung des Jugendhilfeausschusses des Kreistages des Landkrei-
ses Oberspreewald-Lausitz vom 03. Juni 2010 
 
Beschluss Nr. 0270/2010 
des Jugendhilfeausschusses des Kreistages des Landkreises Oberspreewald-Lausitz 
vom 03. Juni 2010 
 
Der Jugendhilfeausschuss stimmt dem Antrag des Schlupfwinkel Weißwasser und 
Lausitzer Bildungsgesellschaft e.V. auf Unterstützung des Partizipationsprojektes 
„Ferienstarttag 2010“ in Höhe von 1.740,31 EUR zu. 
 
Senftenberg, 03. Juni 2010 
 
 
 
Christoph Eigenwillig 
Vorsitzender des 
Jugendhilfeausschusses 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäß § 22 (3) der Hauptsatzung für den Landkreis Oberspreewald-Lausitz wird 
hiermit vorstehender Beschluss öffentlich bekannt gemacht. 
 
Senftenberg, 20. September 2010 
 
 
 
Siegurd Heinze                                                                                                                
Landrat 
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BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Schwarzheide“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
 
Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genanntes Grundstück: 
  
in der Gemarkung Schwarzheide 
 
Flur 5  Flurstücke: 23/3 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
 
Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
 
 
 



5 

 

Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
 
              
 
 

BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Stradow“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
 
Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genannte Grundstücke: 
  
in der Gemarkung Stradow 
 
Flur 2  Flurstücke: 93/5, 93/1 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
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Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
 
              
 
 

BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Ragow“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
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Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genannte Grundstücke: 
  
in der Gemarkung Ragow 
 
Flur 1  Flurstücke: 97, 72 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
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BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Ortrand“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
 
Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genannte Grundstücke: 
  
in der Gemarkung Ortrand 
 
Flur 2  Flurstücke: 28/6, 27/1 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
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Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
 
              
 
 

BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Niemtsch“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
 
Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genanntes Grundstück: 
  
in der Gemarkung Niemtsch 
 
Flur 3  Flurstück: 321 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
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Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
 
              
 
 

BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Niemtsch“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
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Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genanntes Grundstück: 
  
in der Gemarkung Niemtsch 
 
Flur 3  Flurstück: 243/1 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
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BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Lauchhammer“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
 
Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genannte Grundstücke: 
  
in der Gemarkung Lauchhammer 
 
Flur 19 Flurstücke: 513, 514 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
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Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
 
              
 
 

BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Kleinkoschen“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
 
Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genanntes Grundstück: 
  
in der Gemarkung Kleinkoschen 
 
Flur 2  Flurstück: 153/14 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
 
  



14 

 

Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
 
              
 
 

BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Hermsdorf“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
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Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genanntes Grundstück: 
  
in der Gemarkung Hermsdorf 
 
Flur 1  Flurstück: 14 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
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BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Großkoschen“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
 
Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genanntes Grundstück: 
  
in der Gemarkung Großkoschen 
 
Flur 1  Flurstück: 623 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
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Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
 
              

 
 
BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Großkmehlen“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
 
Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genanntes Grundstück: 
  
in der Gemarkung Großkmehlen 
 
Flur 4  Flurstück: 1 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
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Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
 
              

 
 
BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Trinkwasser - Versorgungsleitungen in den Ortslagen  
Peickwitz, Hosena und Großkoschen “  

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat der 
Wasserverband Lausitz (WAL), 01968 Senftenberg, Steindamm 51/53, beim Landkreis 
Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senftenberg, Dubinaweg 1,  für die 
o.g. Trinkwasserleitungen die Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung 
beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus dieser Anlagen zu betreten 
oder sonst zu benutzen, Trinkwasser in der Leitung über die Grundstücke zu führen und die 
für die Fortleitung eingerichteten Sonder- und Nebenanlagen zu betreiben, zu unterhalten, 
instandzusetzen und zu erneuern. 
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Der Trassenverlauf erstreckt sich über nachfolgend genannte Grundstücke:  
 
Die Auflistung der Grundstücke erfolgt gemarkungsweise und entsprechend dem Trassenverlauf.  

 
in der Gemarkung Peickwitz 
 
Flur 1  Flurstücke: 82, 115, 114 
 
Flur 2  Flurstücke: 2, 3/2, 4/3, 4/2, 5/2 
 
Flur 5  Flurstücke: 469, 473, 474, 475, 476, 497, 503 
 
in der Gemarkung Hosena 
 
Flur 1  Flurstück: 401, 36, 35, 37, 53 
 
Flur 5  Flurstücke: 87, 86, 85, 84 
 
Flur 2  Flurstück: 305 
 
Flur 7  Flurstück: 104 
 
in der Gemarkung Großkoschen 
 
Flur 3  Flurstück: 28/1 
 
Flur1  Flurstück:  226/4 

          
   

Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
 
Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
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Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
 
              

 
 
BEKANNTMACHUNG der unteren Wasserbehörde des Landkreises Ober-

spreewald-Lausitz über die öffentliche Auslegung des Antrages zur Erteilung einer 
Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die 
 

„Pegelanlage in der  
Gemarkung Groß-Klessow“ 

 
Auf der Grundlage des § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2192) zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 17.12.2008 
(BGBl. I S. 2586) i.V.m. § 6 der Verordnung zur Durchführung des  Grundbuchbereinigungs-
gesetzes und anderer Vorschriften auf dem Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts – 
Durchführungsverordnung - SachenR-DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl.I S. 3900) hat das 
Landesumweltamt Brandenburg, Regionalabteilung Süd, 03050 Cottbus, Von-Schön-
Straße 7, beim Landkreis Oberspreewald – Lausitz, untere Wasserbehörde, 01968 Senften-
berg, Dubinaweg 1,  für die o.g. Pegelanlage die Erteilung einer Leitungs- und Anlagen-
rechtsbescheinigung beantragt.  
 
Die Bescheinigung begründet eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die nachfol-
gend genannten Grundstücke zugunsten des Antragstellers. Sie umfasst das Recht, in eige-
ner Verantwortung und auf eigenes Risiko die belasteten Grundstücke für den Betrieb, die 
Instandsetzung und die Erneuerung einschließlich des Neubaus der Pegelanlage zu betreten 
oder sonst zu benutzen und die Pegelanlage einschließlich der dafür erforderlichen Leitun-
gen und Datenübertragungsanlagen zu betreiben, zu unterhalten oder zu erneuern. 
 
Die Pegelanlage erstreckt sich über nachfolgend genanntes Grundstück: 
  
in der Gemarkung Groß-Klessow 
 
Flur 1  Flurstück: 505 
          
Gemäß § 9 Abs. 4 GBBerG und § 7 SachenR-DV können die Antragsunterlagen von den 
Berechtigten innerhalb von vier Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung an beim 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz, untere Wasserbehörde, J.-Gottschalk-Str.36 in 03205 
Calau, Telefon 03541/870-3445 oder 3401, während der üblichen Dienstzeiten eingesehen 
werden. Widerspricht ein Grundstückseigentümer rechtzeitig während dieser Frist, wird die 
Bescheinigung mit einem entsprechenden Vermerk erteilt. 
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Hinweise zur Einlegung von Widersprüchen: 
 
Im Bescheinigungsverfahren kann der Grundstückseigentümer nur geltend machen, sein 
Grundstück werde durch die wasserwirtschaftliche Anlage gar nicht in Anspruch genommen 
oder in anderer Weise, als von dem Versorgungsunternehmen dargestellt worden ist. Er 
kann sich in dem Verfahren nicht darauf berufen, sein Grundstück werde zu Unrecht in Ans-
pruch genommen. Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 GBBerG i.V.m. § 1 SachenR-DV ist von Geset-
zes wegen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 03. Oktober 
1990 genutzten und am 11. Januar 1995 durch das antragstellende Versorgungsunterneh-
men betriebenen wasserwirtschaftlichen Anlagen entstanden. Durch diese beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeit wird der Stand vom 03. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein 
Einverständnis mit der vorhandenen Belastung des Grundstückes bzw. mit der bestehenden 
wasserwirtschaftlichen Anlage selbst nicht erforderlich.  
 
Alle danach eingetretenen Veränderungen, die die Nutzung des Grundstückes über das am 
03. Oktober 1990 gegebene Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtli-
chen Vertrag zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer, 
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grundstück geregelt wer-
den.   
 
 
 
Siegurd Heinze 
Landrat 
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Bekanntmachung des Zweckverbandes „Gewässerrandstreifenprojekt Spree-
wald“ (GRPS) 

 

 


